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B e s c h e i n i g u n g d e s  N o t a rs

gemäß

§ 181  A b s.  I  S a t z 2 A k t G

der  Gesellschafi  in Firma

HanseYachts  AG mit Sitz  in Greifswald

(Amtsgericht  Stralsund,  HRB 7035)

(UR-Nr.  L 322/2021  )

vom  23.11.2021

Hiermit  bescheinige  ich, der  unterzeichnende  Notariatsverwalter,

Renö  Kleinsorg

mit  dem  Amtssitz  in Greifswald,

gemäß  § 181 Absatz  I Satz  2 Aktiengesetz,  dass  die geänderten  Bestimmungen  der  beige-
fügten  Satzung  mit dem am 23. November  2021 zu dem Protokoll  der Notarin  Dr. Beate

Lüder  gefassten  Beschluss  über  die Änderung  der  Satzung  und die übrigen,  unveränderten

Bestimmungen  mit dem zuletzt  zum Handelsregister  eingereichten  vollständigen  Wortlaut
der  Satzung  der  Aktiengesellschaff  übereinstimmen.  ,y

Greifswald,  26. April  2022

o

Renä  Klein verwalter



Satzung  der  HanseYachts  AG

i.

Allgemeine  Bestimmungen

§1

Firma,  Sitz,  Geschäftsjahr

1.  Die Firma  der  Gesellschaft  lautet:

,,HanseYachts  AG".

2.  Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist Greifswald.

3. Das Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am OI. Juli eines  jeden  Jahres  und

endet  am  30.  Juni  des  darauf  folgenden  Jahres.  Für  den  Zöitraum  vom

O1. August  2011  bis zum  30. Juni  2012  wird  ein RumpfgeschäftsjahrgebiIdet.

§2

Gegenstand  des Unternehmens

1.  Gegenstand  des  Unternehmens  ist der Bau,  der  Vertrieb  und die Reparatur  von

Yachten  sowie  alle  damit  verbundenen  Geschäfte.

4.i)

2. Die Gesellschaff  kann alle Geschäffe  betreiben,  die dem Gesellschaftszweck

unmittelbar  oder  mittelbar  zu dienen  geeignet  sind.  Sie kann  ihren  Gegenstand

auch  ganz  oder  teilweise  mittelbar  verwirklichen.  Sie kann  Unternehmen  im In-

und Ausland  gründen  oder  sich an solchen  Unternehmen  beteiligen,  die einen

gleichartigen  oder  ähnlichen  Unternehmensgegenstand  haben.  Sie kann  Zweig-

niederlassungen  im In- und Ausland  errichten.

3. Die Gesellschaff  ist berechtigt,  Unternehmensverträge,  insbesondere  Beherr-

schungs-  und Gewinnabführungsverträge  abzuschließen.

§3

Bekanntmachungen

1.  Bekanntmachungen  der Gesellschaff  erfolgen  ausschließlich  im elektronischen

Bundesanzeiger.

2.  Informationen  an die lnhaber  zugelassener  Wertpapiere  dürfen  auch  im Wege

der  Datenfernübertragung  übermitteltwerden.
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lI.

Grundkapital  und  Aktien

§4

Höhe  und  Einteilung  des  Grundkapitals,  Art  der  Aktien

1.  Das  Grundkapital  beträgt  EUR 15.691.695,00  (in Worten:  fünfzehn  Millionen

sechshunderteinundneunzigtausend  sechshundertfünfundneunzig).  Es  ist

eingeteilt  in Stück  15.691.695  auf den Inhaber  lautende  Stammaktien  ohne

Nennbetrag.

2. D'as Grundkapital  bei Gründung  in

Gründern  durch  Umwandlung  der  im

unter  HR  A 1237  eingetragenen

Greifswald  erbracht.

Höhe  von € 4.900.000,00  wurde  von den

Handelsregister  des  Amtsgerichts  Stralsund

HanseYachts  GmbH  & Co.  KG mit  Sitz  in

3. Die Form  und den Inhalt  der  Aktienurkunden  sowie  der Gewinnanteils-  und Er-

neuerungsscheine  sowie  von SchuIdverschreibungen  und Zwischenscheinen  be-

stimmt  der  Vorstand,  soweit  solche  Urkunden  ausgegeben  werden.

4.  Die Gesellschaff  ist berechtigt,  Aktienurkunden  auszustellen,  die jeweils  mehrere

Aktien  verbriefen  (Sammelurkunden).  Der Anspruch  der  Aktionäre  auf  Verbrie-

fung  ihrer  Anteile  sowie  etwaiger  Gewinnanteil-  und Erneuerungsscheine  ist aus-

geschlossen.

5. Die  Einziehung  von  Aktien  ist gestattet.

§5

Bedingtes  Kapital

entfällt

§6

Genehmigtes  Kapital

Der  Vorstand  ist  ermächtigt,  das  Grundkapital  der  Gesellschaff  bis  zum

4. Dezember  2024  mit  Zustimmung  des  Aufsichtsrates  durch  Ausgabe,  auf  den Inhaber

lautender  Stückaktien  gegen  Bar-  und/oder  Sacheinlage  einmalig  oder  mehrmals  um

bis zu insgesamt  EUR  2.475.528,00  zu erhöhen  (Genehmigtes  Kapital  2019).  Dabei

muss  sich  die  Zahl  der  Aktien  in demselben  Verhältnis  erhöhen  wie  das  Grundkapital.

Den Aktionären  ist dabei  grundsätzlich  ein Bezugsrecht  einzuräumen.  Das  gesetzliche

Bezugsrecht  kann  den Aktionären  auch  in der  Weise  eingeräumt  werden,  dass  die

Aktien  von  einem  oder  mehreren  durch  den  Vorstand  bestimmten  Kreditinstituten  oder

Unternehmen  im  Sinne  von  § 186  Abs.  5 Satz  1 AktG  mit der Verpflichtung

übernommen  werden,  sie  den  Aktionären  zum  Bezug  anzubieten  (mittelbares

Bezugsrecht).
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4'

Der  Vorstand  wird  jedoch  ermächtigt,  mit  Zustimmung  des  Aufsichtsrats  das
-Bezugsrecht  der  Aktionäre  auszuschließen,

um Spitzenbeträge  vom Bezugsrecht  der  Aktionäre  auszunehmen;

wenn  die  neuen  Aktien  gegen  Bareinlage  ausgegeben  werden  und  der

A4sgabebetrag  der neuen Aktien den Börsenpreis der iz Wesentlichen gleich

ausgöstatteten böreits börsennotieirten Aktien zum Zeitpunkt der 'endg0ltigen
Festlegung-  des  Au sgabebetrages  nicht  wesentlich  unterschreitet.  Die Anzahl,,  der  in

diesär  Weise  un-ter Ausschluss  öes Bezugsrechts  ausgegebenen  Aktifö  darf

insge@amt  10 % des Grundkapitäls nicht überschreiten, und zwar wfüJer im

Zeitpunkt  des Wir3samwemens  noch im Zeitpunkt der  Ausübung.,  dieser
Ermächtigung.  Auf die Höchstgrenze  von 10 % des Grundkapitals  sind andere

Aktien  anzurechnen,  die  während  der  Laufzeit  dieser  Ermächtigurig  unter

Ausschluss des Bezugsrechjs  in direkter oder entsprechender Anwe,öd4'ng  des
1ä6  Abs.  3 Satz  4 AktG  ausgegäben  öder  veräußert  werden.  Ebeöfalls'anfürechnen

sind  Aktiän,  die zur Bedienung  von pptions- bzw.  Wandlungsrechten  öd,är Options-

bzw. Wandlungspflichten aus Wapdel- und/ oder OptionsschuIdvers6hreibungen
und/oder  -genussrechten  auszugeben  sind, sofern  diese SchuIdversöhreibungen

oder  Genussrechte  während  der  Laufzeit  dieser  Ermächtigung  unter  Ausschluss  des

Bezugsrechts  in entsprechender  Anwendung  des § 186 Abs.  3 Satz 4 AktG
ausgegeben  werden;

4

- wenn  die  Kapita1erhöhung  gögen  Sacheinlage,  insbÖsondere  im Rahmen  von

Unternehmenszusammenschlüssen  oder  'zum  Z*eck  des  Erwerbs  von

Unternehmen,  Unternehmensteilen,  Beteiligungen  an  Unternehmen  oder  von

sonstigen  mit  einem  solchen  Vorhabfö  in Zusammenhang  stehenden

einlagefähigen  Vermögensgegenständen  odÖr von Ansprüchen  auf  den Erwerb  von

sonstigen  Vermögensgegenständen  einÖchließlich  Forderungen  gegen  die
Gesellschaft,  erfolgt;

- soweit  es erforderlich  ist, um Inhabern  bzw. Gläubigern  von Options-  und/oder

WandelschuIdverschreibungen  mit Options-  bzw. Wandlungsrechten  oder  Options-

bzw. Wandlungspflichten,  die von der Gesellschaft  oder konzerngeselIschaften

ausgegeben  werden,  an denen  die Gesellschaff  unmittelbar  pder  mittelbar  zu 100  %

beteiligt  ist, ein Bezugsrecht  auf  neue  Aktien  in dem Umfang  zu gewähren,  wie es

ihnen  nach  Ausübung  der  Options-  bzw. Wandlungsrechte  oder  nach  Erfüllung  von

Options-  bzw. Wandlungspflichten  als Aktionär  zustehen  würde.  -

Der Vorstand  wird ermächtigt,  mit Zustimmung  des Aufsi6htsrats den  Inhaber  der

Aktienrechte,  die weiteren  Einzelheiten  der  Kapitalerhöhung  'sowie  die Bedingungen  der

Aktienausgabe,  insbesondere  den  Ausgabebetrag,  festzulegen.  Dabei  kann  die

Gewinnberechtigung  der neuen  Aktien  auch abweichend  von  § 60 Abs.  2 AktG

ausgestaltet  werden;  die  neuen  Aktien  können,  soweit  gesetzlich  zulässig,

insbesondere  auch  mit Gewinnberechtigung  ab  Beginn  des  ihrer  Ausgabe  vo-

rangehenden  Geschäftsjahres  ausgestaltet  werden,  wenn  im Zeitpunkt  der Ausgabe

der neuen  Aktien  ein GewinnverwendungsbeschIuss  der Hauptversammlung  über  den

Gewinn  dieses  Geschäftsjahres  noch  nicht  gefasst  worden  ist.

Der Aufsichtsrat  wird ermächtigt,  nach Ausnutzung  des Genehmigten  Kapitals  2fü  9 oder

nach Ablauf  der Frist  für die Ausnutzung  des Genehmigten  Kapitals  2019  die Fassung  der
Satzung  entsprechend  anzupassen.
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§6a

Genehmigtes  Kapital  2021

Der  Vorstand  ist ermächtigt,  das  Grundkapital  bis zum  22. November  2026  mit  Zustimmung

des  Aufsichtsrats  durch  Ausgabe  neuer,  auf  den Inhaber  lautender  Stückaktien  gegen  Bar-

und/oder  Sacheinlage  einmalig  oder  mehrmals  um bis zu insgesamt  EUR  5.370.319,00  zu

erhöhen  (Genehmigtes  Kapital  2021).  Dabei  muss  sich die Zahl  der  Aktien  in demselben

Verhältnis  erhöhen  wie  das  Grundkapital.

Den Aktionären  ist dabei  grundsätzlich  ein Bezugsrecht  einzuräumen.  Das  gesetzliche  Be-

zugsrecht  kann  den  Aktionären  auch  in der  Weise  eingeräumt  werden,  dass  die Aktien  von

einem  oder  mehreren  durch  den  Vorstand  bestimmten  Kreditinstituten  oder  Unternehmen

im Sinne  von  § I 86 Abs.  5 Satz  1 AktG  mit  der  Verpflichtung  übernommen  werden,  sie  den

Aktionären  zum  Bezug  anzubieten  (mittelbares  Bezugsrecht).

Der  Vorstand  ist jedoch  ermächtigt,  mit Zustimmung  des  Aufsichtsrats  das  Bezugsrecht  der

Aktionäre  auszuschließen,

-  um Spitzenbeträge  vom  Bezugsrecht  der  Aktionäre  auszunehmen;

-wenn  die neuen  Aktien  gegen  Bareinlage  ausgegeben  werden  und der  Ausgabe-

betrag  der  neuen  Aktien  den Börsenpreis  der  im Wesentlichen  gleich  ausgestat-

teten  bereits  börsennotierten  Aktien  zum  Zeitpunkt  der  endgültigen  Festlegung

des  Ausgabebetrages  nicht  wesentlich  unterschreitet.  Die Anzahl  der  in dieser

Weise  unter  Ausschluss  des  Bezugsrechts  ausgegebenen  Aktien  darf  insgesamt

IO % des  Grundkapitals  nicht  überschreiten,  und zwar  weder  im Zeitpunkt  des

Wirksamwerdens  noch  im Zeitpunkt  der  Ausübung  dieser  Ermächtigung.  Auf  die

Höchstgrenze  von IO % des  Grundkapitals  sind  andere  Aktien  anzurechnen,  die

während  der  Laufzeit  dieser  Ermächtigung  unter  Ausschluss  des  Bezugsrechts

in direkter  oder  entsprechender  Anwendung  des  § 186  Abs.  3 Satz  4 AktG  aus-

gegeben  oder  veräußert  werden.  Ebenfalls  anzurechnen  sind  Aktien,  die zur  Be-

dienung  von Options-  bzw.  Wandlungsrechten  oder  Options-  bzw.  Wandlungs-

pflichten  aus  Wandel-  und/oder  Optionsschuldverschreibungen  und/oder  -

genussrechten  auszugeben  sind,  soTern  diese  Schuldverschreibungen  oder  Ge-

nussrechte  während  der  LauTzeit  dieser  Ermächtigung  unter  Ausschluss  des  Be-

zugsrechts  in entsprechender  Anwendung  des  § 4 86 Abs.  3 Satz  4 AktG  ausge-

geben  werden;

-wenn  die Kapitalerhöhung  gegen  Sacheinlage,  insbesondere  im Rahmen  von Un-

ternehmenszusammenschIüssen  oder  zum  Zweck  des Erwerbs  von Unterneh-

men, Unternehmensteilen,  Beteiligungen  an Unternehmen  oder  von sonstigen

mit einem  solchen  Vorhaben  in Zusammenhang  stehenden  einlagefähigen  Ver-

mögensgegenständen  oder  von  Ansprüchen  auf  den  Erwerb  von  sonstigen  Ver-

mögensgegenständen  einschließlich  Forderungen  gegen  die Gesellschaff,  er-

folgt;

-soweit  es erforderlich  ist, um Inhabern  bzw. Gläubigern  von Options-  und/oder

WandeIschuldverschreibungen  mit Options-  bzw.  Wandlungsrechten  oder  Opti-

ons-  bzw. Wandlungspflichten,  die von der  Gesellschaff  oder  Konzerngesell-

schaften  ausgegeben  werden,  an denen  die Gesellschaff  unmittelbar  oder  mit-

telbar  zu IOO % beteiligt  ist, ein Bezugsrecht  auf  neue  Aktien  in dem Umfang  zu

gewähren,  wie  es ihnen  nach  Ausübung  der Options-  bzw. Wandlungsrechte
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oder  nach  Erfüllung  von Options-  bzw. Wandlungspflichten  als Aktionär  zustehen
würde.

Der  Vorstand  ist ermächtigt,  mit Zustimmung  des Aufsichtsrats  den Inhalt  der  Aktienrechte,

die weiteren  Einzelheiten  der Kapitalerhöhung  sowie  die Bedingungen  der  Aktienausgabe,
insbesondere  den Ausgabebetrag,  festzulegen.  Dabei  kann die Gewinnberechtigung  der

neuen  Aktien  auch  abweichend  von § 60 Abs. 2 AktG  ausgestaltet  werden;  die neuen  Ak-

tien können,  soweit  gesetzlich  zulässig,  insbesondere  auch mit Gewinnberechtigung  ab

Beginn  des ihrer  Ausgabe  vorangehenden  Geschäftsjahres  ausgestattet  werden,  wenn  im

Zeitpunkt  der  Ausgabe  der neuen  Aktien  ein GewinnverwendungsbeschIuss  der  Hauptver-
sammlung  über  den Gewinn  dieses  Geschäftsjahres  noch nicht  gefasst  worden  ist.

Der Aufsichtsrat  ist ermächtigt,  nach Ausnutzung  des Genehmigten  Kapitals  2021  oder

nach  Ablauf  der  Frist  für die Ausnutzung  des Genehmigten  Kapitals  2021 die Fassung  der
Satzung  entsprechend  anzupassen.
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llI.

§7

Zusammensetzung  und  Geschäftsführupg

1. Der VorstafüJ de:r-'(jeseIIs-ctiaft  besteht  aus eine'r oder  mehreren  Personen.  Die

Zahl.öer,Mit'glieapr d,fü Vorstandes besjimmt der Aufsichtsrat.  Der Aufsichtsrat

kann einen  Vorsitzenden  des Vorstandes  sowie einen stellvertretenden  Vorsit-

zenden  des-Vorstanöes  ernennen.  4uch wenn das Grundkapital mehr als

EUR  3 Mio. beträgt, kann  der  Aufsichtsrat  bestimmen, dass  der Vorstand  nur aus
einer  Person  besteht.  Es kÖnnen auch stellOertretende  Vorstandsmitglieder  be-

stellt  werden;  diese  habön  in Bezugiauf  die \:ertretung  der Gesellschafi  nach au-

ßän 'diese16en  Röchte  *ie  die orderitlichen  Mit'gliedär  des  Vorstandes.  .

2. Die  Qitglieder  des Vorstandes  werden vom Aufsichtsrat  für höchstens  fünf  Jahre

bestellt.

3. Der Vorstand  hat die Geschäffe  der Gesellschaft  nach Maßgabe  der Gesetze,

der Satzung  und einer  etwa bestehenden  Geschäftsordnung  zu führen.  Insbe-

sondere  hat der  Vorstand  die Grundsätze  eines  etwa bestehenden  Geschäftsver-

teilungsplanes  zu beachten.

§8

Geschäftsordnung  und Beschlussfassung

4. Die Beschlüsse  des Vorstandes  werden  mit einfacher  Mehrheit  gefasst.  Bei Stim-

mengleichheit  hat der  Vorsitzende  zwei  Stimmen.

2. Der  Aufsichtsrat  kann  dem  Vorstand  eine  Geschäftsordnung  und einen  Ge-

schäftsverteiIungsplan  geben.

§9

Vertretung

1.  Ist nur ein Vorstandsmitglied  bestellt,  vertritt  dieses  die Gesellschaft  allein.  Sind

mehrere  Vorstandsmitglieder  bestellt,  so wird die Gesellschaft  durch  zwei Vor-

standsmitglieder  gemeinschafflich  oder  durch  ein Vorstandsmitglied  in Gemein-

schaft  mit  einem  Prokuristen  vertreten.

2. Einzelnen  Mitgliedern  des Vorstandes  kann  EinzeIvertretungsbefugnis  erteilt
werden.  Einzelne  Mitglieder  des Vorstandes  können  -  im Rahmen  von § 112  Ak-

tiengesetz  -  von dem Mehrfachvertretungsverbot  des F§ 181 Abs. 1, 2. Alt BGB
befreit  werden.
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IV.
Aufsichtsrat

§'l  0
Zusammensötzung  und Dauer

1.   DöF:Aufsiöhtsrat  besteht  aus sechs  Mitg)iödern.  Davon  werden  vier Mitglied.ör  von

-8Q'r. H.jqßtvjr4a'.fö1füaig 'unö ,zwei -Mitqlie.der von den Arbeitn,ehmerB na6h den
Vpi'a5p5'7i%P.aes 'Dritt.älbetÖiligpngsg@ppt,ie';  gewählt.

2. Di-e-1':Aü'?öich€6r@ts'rriitgliödei werden ' -'für die Zeit bis zur Beendigüng der
Hauptvärsammlung  gewählt.,  die  über  ihre  Entlastung  für  das  vierte

Gp,schäffsjahranaqFi' dtmai,Be:gfön für:'Am;szejt beschlipßt.,['äs Gesc'H4fisjähr,in
de'iri die'Ai'$zeiibe7irint,'mi;6  nic17it mitgerpchnet."Die Wahl des Nächfolgers
e!HÖs vör Ablfüf de'r Amti'ie!!t' äusgeschiedenen Mit5i!e-däs erfolgt fü,ra den Rest
der  Amtszeit  des ausgeschiedenen  Mitgliedes.   j'

Für Aufsichtsratsmitglieder  der Anteilseigner  könnep mehrere  Ers,iatzmitglieder

beö7e11t werden, die. iq 4inpr  bei der Wahl festgelpgteh ßeihenfolge,'an die Stelle
vorzeitig ausscheifüÖder ÄursichtsratsmitgIieder der pnteil4eigner.:treten. Für die
Aufsichtsratsrpitglieder der Arbeitnehmer  känn jeweilp  ein Ersatzrnitglied  bestellt
werden.  '

T;itt,ein Ersatzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitgliedes, so erlischt
sein Amt riiit Ende der Hauptveräamm1ung,  in der eine Ergqnzungswah1 gäm.
Abs. 5 @tatqir;qet, spptestens jedoch mit.,Ablauf der Amtszeit qes ausgeschiede-
nen 4fü4ic)itstatsrpitgliedeg.

5. Ergö,nz4qgswph1en e@plgen für die resiliche Amtsdauer de;'s ausgeschiedenen
M,itg13edes. .,

6. D.ie -.Mitgl,iede.r des 4ufsict,t'srates und d'ie Ersatzmitglieder, können ihr Amt auch
duich  eine an den Vorsitzenden  des AuTsichtsrates  oder  ari den Vorstand  zu rich-
tende  schriftliche  Erk)prung unter Einhaltung  einer  Frist von vier  Wochen  nieder-
1egen.

7. Die Mitglieder  des Aufsichtsrates  sind berechtigt,  im Falle einer Verhinderung

Dritte  im F0ahmen' v6n § 109 Abs. 3 Aktiengesetz mit der Wahrnehmung  ihrer
Aufgaben  schriftlich  zu ermächtigen.  Eine solche Ermächtigung  ist dem Vorsit-
zenden  des  Aufsichtsrates  jeweils  vor  der  betreffenden  Sitzung  des
Aufsichtsrates  anzuzeigen,

§11

Vorsitzender  und Stellvertreter

1. Im Anschluss  an die Hauptversammlung,  in der die von den Anteilseignern  zu
wählenden  AufsichtsratsmitgIiedern  neu gewählt  worden  sind, findet  eine Auf-
sichtsratssitzung  statt, zu der es einer schriftlichen  Einladung  nicht bedarf. In
dieser  Sitzung  wählt der Aufsichtsrat  aus seiner  Mitte für die Dauer seiner

Amtszeit  einen  Vorsitzenden  und einen  Stellvertreter.
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Scheidön-=dpr  Vorsitzende  oder  sein Stellvertreter  vorzeitig  aus dem Amt  aus,

äö':hät  der,Aufe»ichtsrat  unverzüglich  eine Neuwahl  für  die restliche  Amtszejt  des
Aus:geschiedenen  vorzunehmen.

§ 12

Willenserklärung  des,Aufsichtsrates

1. Willenserklärungen  des Aufsichtärates  und seiner  Ausschüsse  werden  namens

desAufsichierats  durch eiefi Vörsitzänden oder, im Falle seiner Verhinderung,
durcti  dessen.Ste)lIvärtreterabgegeben.

Ständiger  Vertreter  des Aufsichtsrates  gegei;iüber  Drijten,  insbesonder;e  gegen-

über  Gerighten und Betfördqn, sovQie geger'iüber  dem Vorstand ist dör Vorsit-
zende  oder,  im Falle  seiner  Verhinderung,  d4ssen Stellvertreter.

§ 13

Eirföerufung  und Beschliässfassung

DÖr Afüsichtsrät  kann siöh,ääirie'  eigene  (;e'schÖftÖgrdnung  gebe;n. Für die Ein-

bmu'füng,  Beschlussfähigk  it ünd Beschl.ussfassung  gelten  die' nachfolgenden

Bestimmungen;  in der Gesch'äftsordnunj  fönnen  'hierzu  ergänzende  Bestim-

muögein  ge:troffen  werden.

Der  Aufsichtsrat  soll einmal  im

derhalbjahr  zusammentreten.

Kalende#ierteljahr,  er muss  zweimal  im Kalen-

Eine  auf Anordnung  des  Aufsichtsratsvorsitzenden  erfolgföde  Beschlussfas-

sung  durch  schriftliche,  auch im Wege  der Telekommunikation  (Email,  Fax)

oder  fernmündliche  Stimmabgabe  ist zulässig,  wenn  kein Mitglied  diesem  Ver-

fahren  innerhalb  einer  vom Vorsitzenden  bestimmten  angemessenen  Frist  wi-

derspricht.  Die Teilnahme  an einer  solchen  Beschlussfassung  gilt als Zustim-

mung  zu dem gewählten  Verfahren.  Fernmündlich  gefasste  Beschlüsse  sind

nachträglich  schriftlich  zu bestätigen.

4. Die Sitzung  des Aufsichtsrates  wird vom Aufsichtsratsvorsitzenden,  im Falle

seiner  Verhinderung  von seinem  Stellvertreter,  geleitet.  An den Sitzungen  des

Aufsichtsrates  kann der  Vorstand  mit beratender  Stimme  teilnehmen.

5. Der  Aufsichtsrat  ist beschlussfähig,  wenn  zu einer  Aufsichtsratssitzung  geladen

wurde  und mindestens  die Hälfte  der bestellten  Mitglieder  des Aufsichtsrats,

mindestens  jedoch  drei Mitglieder,  an der Sitzung  teilnehmen.

6. Die Beschlüsse  bedürfen  der Mehrheit  der abgegebenen  Stimmen,  soweit  nicht

Gesetz  oder Satzung  etwas  anderes  zwingend  vorschreiben.  Bei Stimmen-

gleichheit  gibt die Stimme  des Vorsitzenden  oder,  falls  der  Vorsitzende  nicht  an

der Beschlussfassung  teilnimmt,  die Stimme  des Stellvertreters  den Ausschlag.

Im Fall einer  Abstimmung  gemäß  Abs. 3 gelten  die vorgenannten  Bestimmun-
gen  entsprechend.
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Über die Sitzungen  des Aufsichtsrates  ist eine Niederschri'ft  anzufertigen,  die
vpm Sitzungsvqrsitzenden  zu unterzeichnen,ist.  Die Niederschrift  über schrifi-
lich, fernmündlich  oder  per Email gefasste  oder  fernkopierte  Beschlüsse  hat der
Vorsitzende  des Aufsichtsrates  zu unterzeichnen.

Der  Aufsichtsrat  kann aus seiner  Mitte einen oder  mehrere  Ausschüsse  t'estel-
len.  Aufgaben,  Befugnis  und Verfahren  der Ausschüsse  bestimföt  der AufÖichts-
rat. Den Ausschüssen  können,  soweit  gesetzlich  zulässig,  auch entächeifdende
Be:rugnisse des Aufsichtsrats  überti'agen  werden.  Für Beschlussfassun!gen in

den Ausschüssen  gelten, soweit. nicht zwingende  gesetzliche  Vorschriftön  ent-
gegenstehen,  vorstehende  Absätze  3 bis 7 mit der Maßgabe,  dass an die Stelle
der Entscheidung  des Aufsichtsratsvorsitzenden  die des Ausschussvorsitzen-
den  tritt.

§14  .

Vergütung  des  Aufsiöhtsrates

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates  erhält neben dem Ersatz seiner  Auslagen
zunächst  äine feste, nach Ablauf  des Gäschäftsjahres  zahlbare  Vergütung  in

Höhe  von EUR 6.000,00.,  D'er Vorsitzend6 erhält  EUR 1E!:.OOO,Op, sein Stellver-
treter  erhält EUR 12.000,00.  Vorsitzende'  von Aufsichtsratsausffichüssen  erhal-

ten EUR '12.000,00. Daneben erhält je4es Aufsic5tsratsmitgIi.Öd eine variable
Vergütung  für jeden  Cent, um de.n der Konzernüberschuss  je 'Aktie den Betrag
von EUR 1,30 übersteigt.  Maßgeblich  isj der im Konzernabsphluss  der Gesell-
schaff  ausgewiesene  Konzernüberschus,'s.  Der Vorsitzende  e'rhält EUR 150,00,
der  stellvertretende  Vorsitzende  und Vorsitzende  von  Ausschüssen  EUR
IOO,OO und die übrigen  Mitglieder  des Aufsichtsrats  erhqlten  EUR 50,00 für
jeden  Cent, um den der Konzernüberschuss  je Aktie den Betrag  von EUR 1,30
übersteigt.  Der Anspruch  auf die variable  Vergütung  entsteht  jeweils  für das
Geschäftsjahr,  auf das sich der maßgebliche  Konzernabschluss  bezieht. Die
Auszahlung  der  variablen  Aufsichtsratsvergütung  erfolgt  unmittelbar  nach
Billigung  des maßgeblichen  Konzernabschlusses.

2. Zusfüzlich  wird die von einem  AufsichtsratsmitgIied  in Rechnung  gestellte  oder  in
einer  die Rechnung  ersetzenden  Gutschrift  ausgewiesene  Umsatzsteuer  in je-
weiliger  gesetzlicher  Höhe  erstattet.

3. Der  Vorstand  ist ermächtigt,  die für die Mitglieder  des Aufsichtsrates  eine D&O-
Versicherung  zu üblichen  Konditionen  mit einem angemessenen  Selbstbehalt
abzuschließen.  Die Prämien  hierfür  entrichtet  die Gesellschaft.

§ 15
Verschwiegenheitspflicht

Über  vertrauliche  Angaben  und Geheimnisse  der Gesellschaff,  namentlich  Be-
triebs-  oder Geschäftsgeheimnisse,  die ihnen durch ihre Tätigkeit  bekannt  ge-
worden  sind, haben  die AufsichtsratsmitgIieder  Stillschweigen  zu bewahren.  Bei
Sitzung  des AuTsichtsrates  anwesende  Personen,  die nicht Aufsichtsratsmit-
glieder  sind, sind zurVerschwiegenheit  ausdrücklich  zu verpflichten.
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E36'a,bii6i"i;!gi pfö ÄufsiqhtsratsmitgIied, Informqtior;en an Dr:i;te weiterzugeben,
so 'hat..Ör'-dies «dem Afüöichtsrat  und dem Vorstand  zuvor uöter Bekanntgabe  der
'Pe-rsöföe:p) 'jn  ':3die, oie 1nf6rmation erfolgen sol);- mijzuteilen. Dem Aufsicktsrat
und diz.\/ois,tnöd  iät,v6r  We.iterleitung der Info;röption Gelegppheit  z'ur, Stel-

'bar:ist.:'.-[lie'Ij4n7öförn6'wird  ' den Vorsitzenafö  des Aufsich'tsratÖs  und

aie-Aufsic5iö'?ffit.ÖföjtgIiÖÖe-raiicD,nachihrömAfüscheidengebÖnden.  y'

Dip Hauptversar7imIung

§16

Einaberufung

Die'+-Ia.uptversamm)ung1wird  vom. Vo.7stand oder in den gesetzlich  vorgeschrie-

benen Fällen durch dfö AufsichtÖrat-'einberufen. Die Hauptvqrs4mm1ung findet
am Sitz der Gesellschaff,  an einem Ort im Umkreis von 50 km um den  Sitz der

Gese!1ächaft oder in einer Stadt mit Sitz in einer Öfüts.chen W0rtpapierböräe  in
der Bundesrepublik Deutscii;and  statt; so1lten de'7 Abhaltung der Hauptver-
s'aim)ung  an diesqn Orten Schwierigke;iten  begegnfö,  so kann sie vom  Vor-

stand,,oder  vpm Aufsichtsrat  an einemi anderen.Ort  einberiifen  werden:  der

HaupjversarpmIungsort ist in der Ein1adu5g anzugeben.

Die Hau.ptversammlung  ist mindestens'  mit der jeweils geÖetzlich bestimmten
F-rist einzuberufen.

§ 17

Anmeldung  zur  Hauptversömmlung,  Teilnahme

1.  Zur Teilnähme  an der Hauptversammlung  und zur Ausübung  des Stimmrechts
sind nur diejenigen Aktionäre  berechtigt, die sich zur Hauptversammlung  in

Textform  angeffildet  und der Gepellschaft  ihren Anteilsbesitz  nachgewiesen
haben. Als Nachweis  des Anteilsbesitzes  genügt  ein gemäß § 67c Abs. 3 AktG
durch  den Letztintermediär  in Textform  ausgestellter  Nachweis  über  den

Anteilsbesitz  des Aktionärs,  der der  Gesellschaft  auch direkt durch  den

Letztintermediär  übermittelt  werden kann. Der Nachweis des Anteilsbesitzes
muss  sich auf  den Beginn  des  einundzwanzigsten  Tages  vor  der

Hauptversammlung  beziehen.  Die Anmeldung  und der  Nachweis  des

Anteilsbesitzes  müssen der Gesellschaff  jeweils  mindestens  sechs Tage vor  der

Hauptversammlung  unter der in der Einberufung  hierfür mitgeteilten  Adresse

zugehen. Dabei werden der Tag der Hauptversammlung  und der Tag des

Zugangs  nicht mitgerechnet.  In der Einberufung  zur Hauptversammlung  kann für

die Anmeldung  und den Zugang der Nachweis  des Antei1sbesitzes  eine  kürzere,

in Tagen  zu bemessende  Frist vorgesehen  werden.

2. Der Vorstand ist ermächtigt, die auszugsweise  oder vollständige  Bild- und
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Tonübertragung  .der  Hpup!versammlung  in einer  näher  von  ihm  zu

bestimföenden  Weise  z,uzulassen.  Die Ubertragung  kann auch in einer Form

erfolgen,  zu der die Öffentlichkeit  uneingeschränkt  Zugang  hat. Macht der

Vorstand  von den Ermächtigungen  nach vorstehenden  Sätzen Gebrauch,  ist
dies  zusammen  mit der  Einberufung  der- Hauptversammlung  bekannt  zu

machen.  '

3, Der  Vorständ  ist ' ermächtigt  vorzusehen,  dass  Aktionäre  an der
Hauptfürsammlung  auch ohne Anwesenheit  an deren Ort und ohneiileinen
Bevollmächtigten  -teilnehmen  und sämtliche  oder -einzelne ihrer RechtÄ ganz

oder  täilweise  im Wege  elektronischer  Kommunikation  ausüben  können  (Önline-
Teilnahme).  Der Vorstand  ist auch ,ermächtigt,  nähere Bestimmungen  zum

Umfang  und Verfahren  der Online-Tei(nahme  zu treffen. Macht  der Vorstand  von
den Ermächtigungen  nach vorstehenden  Sptzen  Gebrauch,  sind die,'aufgrund

der Ermächtigungen getroffenen Bestimmufü)en zusammen mit der Ei6berufung
der  Hauptversammlung  bekannt  zu machen,l

4. Die Mitglieder  des Aufsichtsrats  sollen an der'  Hauptversammlung  persönlich

teilnehmen.  Ist einem Aufsichtsratsmitglied  die priwesenheit  am  Ort der
Hauptversammlung  nicht me5g1ich, so kann es an der Hauptversammlung  auch

im Wege  der Bild- und Tonübörtragung  teilnehmen.  "

§ 18

1.

2.

Versammlungsleitung  i

Zum Vorsitz  in der Hauptversammlung  :ist der Vorsitzende  des Aufsichtsrates
berufen.  Diesem obliegt  die Versammlungsleitung.  Im Falle seiner  Verhinde-
rung bestimmt  er ein anderes  AufsichtsratsmitgIied,  das di,Qse Aufgabe  wahr-

nimmt. Ist der Vorsitzende  verhindert  und hat er niemanden  :Zu seinem  Vertreter
bestimmt,  so leitet die Hauptversammlung  ein von den Ar'iteiIseignervertretern
in den  Aufsichtsrat  gewähltes  AufsichtsratsmitgIied.  Ist Rein
AufsichtsratsmitgIied  anwesend,  so wählt die  Hauptversammlung  aus  dem
Kreise  der  Aktionäre  einen Versammlungsleiter.

r

Der Versammlungsleiter  kann eine von der Ankündigung  in der Tagesordnung
abweichende  Reihenfolge  der VerhandIungsgegenstände  bestimmen.

3. Der Versammlungsleiter  kann das Frage- und Rederecht  der Aktionäre  zeitlich
angemessen  beschränken.  Er ist insbesondere  berechtigt,  bereits zu Beginn
oder  während  der Hauptversammlung  den zeitlich  angemessenen  Rahmen  für
den VerlauT der Hauptversammlung,  für die Aussprache  zu den einzelnen  Ta-
gesordnungspunkten  oder  für den einzelnen  Frage-  und Redebeitrag  zu setzen.

§ 19

Beschlussfassung  und Wahlen

1. Die Beschlüsse  der Hauptversammlung  werden,  soweit  nicht zwingende  ge-
setzliche  Vorschriften  etwas  Abweichendes  bestimmen,  mit einfacher  Mehrheit
der abgegebenen  Stimmen  geTasst. Soweit  das Gesetz  außerdem  zur Be-
schlussfassung  eine Mehrheit  des bei der Beschlussfassung  vertretenen  Kapi-
tals vorschreibt,  genügt,  soweit  dies gesetzlich  zulässig  ist, die einfache  Mehr-
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Ö

2. Je eine Stückäktie  gewährt  eine Stimme.

- 3. Das Stimmrecht  -kanö füiröh Bävollmächtigte  aus'geübt  werden.  Die Ertpilung
' der Vollrriqcht:  : !tir'-Widerruf urid Qer Nachweis  der Bevollmächtigung  gegenüber

der (jÖse!!s'6ha-n=füföCföer'i der'Textform.  Die Gesellschaft  bietet  mindeste'ns  ei-
net'i -'W- Ög 2fük:!i'66iÖ-öhä- r Komriiuonikation für die Übermittlung  des' Nach!eises
an..'Egvaöliföäöhtigtffiin Aktionär  föeihr als eine Person,  so kann die Gesel!schaft
eirfü-odö?-'föö-hr'fö,  a*on Ö!e'äen zurückweisen.  Die.Regelung  über die Foi'm von

VÖ-1lmachtfö iri"aiesem Äbsatz e'rstreckön  sich nicht auf die Form der Erteilung
von-VollföäcHtä'n  an'-Krffidi€mstitufe, Aktionärsvereinigungen  oder andere  von

§ I 3'5 AK€G mfaasste Institute  oder  PerÖonen.

4. Der Versammlungsleiter  bestimmt  die Forfö und Öie weiteren  Einzelheiten  der

Abstimrriung.- Das Abstimmungsergebnis wird durch Feätätellung d0r Ja- und
der-NeifüStimmen  ermittelt.'.Die  Art der Feststö1füng,  die z.B. durch,.:Abzug  der
Ja-  und der  Nein-Stifömen  und der Stiffime'nenthaltungen von:denen  die
Stimföberechtigten  insgesamt  zustehenden  Stimmen  getroffen  ffirden  kann,
mird ebenfalls  von dem Versammlungsleite;  angeordnet.

5. :m Falle der Stimmengleichheit gilt, au!sfünommen,:ei Wahlen,ein Antrag als
abgelehnt.  . 

6. Sofei.rn bei Wah!en im ersten  Wahlganj  die einfAche Stimm,änmehrheit  nicht
erreiöht  wird, firidet eine Stichwah:l zwisci';!, en den Personen statt, die die höchs-
teri  !Stimmzahlen erhalten haben.  Bei gfeicher Stimmenzahl  ifö zweiten  Wahl-
gang  entscheidet  das Los.  [

7. D-er:Vorstand-ist ermächtigi vorzusehen':  dass Aktionäre  aufö ohne Teilnahme
an derHauptversammlung  ihre Stimme(j  schriftlici"i  oder im Qege  elektronischer

Kommunikation abgeben dürfen (B-rie%ahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt,
nähere  Bestimmungen  zum Verfahrfö  der Briefwahl  Z(:I treffen.  Macht der

Vorstand von den Ermächtigunge4nach  vorstehenden  8'ätzen Gebrauch,  sind

die aufgrund der Ermächtigungen getroffenen Bestimmun,@en zusammen mit der
Einberufung  der Hauptversammlung  bekannt  zu  machen."

§ 20

Ordentliche  Hauptversammlung

Die ordentliche  Hauptversammlung  findet  innerhalb der ersten acht Monate ei-
nes jeden Geschäftsjahres  statt.

Sie beschließt  insbesondere  über die Bestellung  der Mitglieder  des Aufsichtsra-
tes, über die EntlastuÖg des Vorstandes  und des Aufsichtsrates,  über die Fest-
stellung des Jahresabschlusses  in den im Gesetz  vorgesehenen  Fällen, über
die Verwendung  des Bilanzgewinnes  sowie  über die Wahl des Abschlussprü-
fers.

VI.
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-J@tir'ÖiptiÖö'tiIuss, Gewinnverwendung

§ 21

Rechnurigslegung

. Der Vorstand  hat den Jahresabschluss  und, sofern gesetzlich vorgeschrieben,
den Lagebericht füi' das-ver'ganpine Geschäftsjahr unter Üeachtp6g d6r ge-
setzlichen Fristen-(§.264 :Abp.f 'l 'HÖB) aufzustel1en und dem Aufsifötsrat,'unver-
züglich zugleiph rriir"'dÖfö-IWr4achIag Vorzulegen, den der Vorstand der.'Haupt-
versammiu@ga;rqr.di0.:';6eriqung des Bilanzgewinns machen will.' Soföm)e eine
gesätHIiqM,.{';füjurigä.'15fiiöht.=riichtabüsteht, kann' der Jahresabschluss äuf Ver-
laö§e'n ":eföa':a.Hqüpiv'öriörrifö'lffH@ durch einen von der Hauptversammlung zu
vfü-hlefüteffi Ab's'ciiÜussparÖfer geprüft werden.

2. Der Aufsichtärat  hat den Jahresabschluss,  den Lagebericht  und den,jVorschlag

für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das E7pebnis der
Prüfurig  schriftlich  an die Hauptversammlung  zu berichten. In deH,oBericht  hat
der Aufsich.tsrat  auch mitzuteilen,  in welchör  Art und welchem  Urnfang  er die

Geschäfisführung  während  des  Geschäftsjahrs  gep#üft  ha;.  Zu d.Öm Ergebnis

einer  Prüfung  durch den Abpch!ussprüfer  hat der Apfsichtsrat  Stqllung  zu neh-

men.  Er hat seinen  Bericht  innerhalb  eines  Monats  nach  'Zuganj  der Vorlagen

defö  Vorstand  zuzuleiten.

Billigt  der  Aufsichtsrat  den Jahresabschluss,  so ist dieser  festgestellt,  sofern  nicht

Vorstand  und Aufsichtsrat  beschließen,  die.,Feststellung  des Jahresabschlusses

der Hauptversammlung  zu  überlässen.  Sofern  der Aufsichtsrat  seinen  Bericht

dem  Vo,rstar*d  nicht fristgemäß  zuleitet,  hat der Vorstand  dem Aufsichtsrat

unverzüglich eine -weitere Frist von höc13sten einem Monat zu setzen. Wird der
Aufsichtsratsbericht  dem Vorstand  auch'vor  Ablauf  dieser  weiteren  Frist  nicht

zugeleitet,  so gilt der  Jahresabschluss  fflls vom  Aufsichtsrat  nicht gebilligt.

t § 22

Gewinnverwendung

1.  Der  Bilanzgewinn  wird  an die Aktionäre  ausgeschüttet,  soweit die Hauptver-

sammlung  keine  andere  Verwendung  des  Bilanzgewinns  beschließt.

2. Die  Gewinnverteilung  erfolgt  nach  Maßgabe  der  gesetzlichen Vorschriften.

3. Bei  einer  Kapitalerhöhung  kann  eine  abweichende  Gewinnbeteiligung der neuen

Aktien  beschlossen  werden.

VII.

Schlussbestimmungen

253'767



Där Aufsichtsrat  ist bei:echtigt, auch ohne Beschlussfassung  der Hauptversammlung,
Änaerungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen,  zu-befficfüießen.

Gründungsaufwand

Der Gründu.pgsaufm-0nd  in Form der Kosten des Formwechsels  trägt  die Gesellschaft
bis zu einem Beträg von € "100.OC)O,OO.

i
,i
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Hiermit beglaubige ich die Übereinsmmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschri) mit
dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschri).

 

 

Greifswald, den 28.04.2022

 

René Kleinsorg, Notariatsverwalter

 

 

 

 
 


